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Infostand in Weimar-West: Widerspruch
gegen hohe Fernwärmepreise

Die Linke unterstützt den Mieterbund, informiert über
Widersprüche gegen hohe Fernwärmepreise. Infostand am

Samstag in Weimar-West.

Steigende Fernwärmepreise: Mieter in
Weimar aktiv

26. Juli 2024 / Weimar, Nachrichten

Die steigenden Kosten für Fernwärme sind ein brisantes Thema,
das viele Haushalte in Weimar betrifft. In einer aktuellen
Mitteilung macht der Mieterbund deutlich, dass viele Mieter
aufgrund einer möglicherweise unwirksamen
Preisanpassungsklausel zu viel für Wärme zahlen. Die Linken-
Stadtratsfraktion hat die Aufforderung des Mieterbundes zur
Überprüfung dieser Preissteigerungen nun aufgegriffen.

Widerspruchsfrist und
Handlungsmöglichkeiten

Die Informationen, die die Mieter kürzlich erhalten haben,
weisen darauf hin, dass es eine Frist von 12 Monaten gibt,
innerhalb derer Widersprüche gegen die
Betriebskostenabrechnung eingelegt werden können. Diese
besteht, wenn die Preisanpassungsklausel als unzulässig
erachtet wird. Das bedeutet, dass Mieter das Recht haben, die
hohen Kosten zu hinterfragen und eine detaillierte Auskunft über
die Berechnung ihrer Fernwärmepreise zu verlangen. Der Beginn



dieser Frist zählt ab dem Datum, an dem die Abrechnung
zugestellt wurde.

Öffentlichkeitsarbeit am Infostand

Um den betroffenen Mietern Unterstützung zu bieten, findet am
Samstag zwischen 13 und 15 Uhr ein Informationsstand auf dem
Straßburger Platz in Weimar-West statt. Die Linken-Politikerin
und Landtagskandidatin Ulrike Grosse-Röthig wird vor Ort sein,
um Fragen zu beantworten und gemeinsam mit den
Mieter*innen Widersprüche auszufüllen. Diese Aktionen erfolgen
in Kooperation mit dem Deutschen Mieterbund, der
umfangreiche Materialien zur Verfügung stellt.

Bedeutung für die Mieter-Community

Diese Entwicklungen haben weitreichende Folgen für die Mieter
in Weimar. Der Zugang zu Informationen und die Möglichkeit,
gegen ungerechtfertigte Preissteigerungen vorzugehen, stärken
die Rechte der Mieter. Solche Aktionen sind nicht nur eine
Reaktion auf aktuelle Probleme, sie stehen auch im Kontext
einer breiteren Bewegung, die eine gerechtere Preisgestaltung
im Wohnsektor fordert. Damit wird die Stimme der Mieter in der
Stadt hörbar, und es entsteht die Chance auf positive
Veränderungen im Umgang mit Fernwärme- und Heizkosten.

Insgesamt verdeutlicht dieses Thema, wie wichtig es ist, dass
Mieter sich aktiv mit ihren Rechten auseinandersetzen und dass
Organisationen wie der Mieterbund sowie politische
Vertreter*innen sie dabei unterstützen. Durch informatorische
Veranstaltungen und persönliche Gespräche wird das
Bewusstsein für bestehende Probleme geschärft und den
Mietern die Möglichkeit gegeben, aktiv zu werden.

Die Situation in Weimar könnte als Beispiel für andere Städte
dienen, in denen ähnliche Probleme bestehen. Der Dialog und
die Handlungsmöglichkeiten, die derzeit in Weimar gefördert
werden, könnten somit zu einem größeren Bewusstsein für die



Belange von Mietern in ganz Deutschland führen.
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